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d ie digitale vernetzung gehört längst zum 
alltag. Der Einsatz von informations- und 
kommunikationstechnologien begleitet 

uns bereits seit Jahrzehnten. Warum also der ruf 
nach einer digitalen agenda in den kommunen? 
gibt es etwas neues, eine neue Qualität in der di-
gitalen vernetzung? 

Da ist mehr als nur der immer weiter verbreitete 
Einsatz des Smart Phones und ihrer apps, mehr als 
die selbstverständliche nutzung des internets im 
alltag. Es sind veränderte kommunikationsformen 
entstanden, soziale netzwerke und eine gewisse 
allerreichbarkeit. Das internet der Dinge vernetzt 
verschiedene geräte, Maschinen mit unterschied-
lichen Messstellen und erlaubt eine systemische 
Steuerung komplexer Produktionsprozesse. auf 
der einen Seite ist die technologie auch weiterhin 
ein Mittel, das uns hilft einen Zweck zu erreichen. 
auf der anderen Seite schafft die vernetzung kom-
plexe Systeme, die unser leben und unsere gesell-
schaft verändern.

in dieser Entwicklung liegen Chancen. Es sind 
die Chancen der innovation, die Schaffung neu-
er Märkte und die Steigerung unserer Problem-
lösungsfähigkeit. virtuelle kraftwerke schaffen 
flexibilitäten für einen Strommarkt, um den 
Schwankungen der Produktion aus Erneuerba-
ren Energien ausgleichend entgegenzuwirken. 
vernetzte Produktionssysteme optimieren die 

Die Entwicklung  
der digitalen Welt 
Zur Einführung – Die digitale Zukunft  
in den kommunen gestalten

Autor Dr. Manfred Sternberg

Energieeffizienz, den ressourceneinsatz und er-
forderlichen logistischen aufwand. verkehrsströ-
me werden lenkbarer. Die weltweiten kommu-
nikationsmöglichkeiten haben sich vervielfacht. 
Der virtuelle raum wächst.

Es gibt aber auch die risiken, die z.b. in ro-
manen beschrieben werden, wenn im Mensch-
Maschine-System die funktionslogik des Ma-
schinenkomplexes das verhalten des Menschen 
endgültig dominiert und freiheit und individuelle 
Entwicklung zu einer schrumpfenden restgröße 
werden. früher nannten wir dieses Entfremdung. 
Schließlich sind Ängste nicht unbegründet, die in 
big-Data ein unheimliches Missbrauchspotenzial 
ausmachen. Wie müssen wir Datenschutz neu de-
finieren? Die beherrschende Marktmacht von kon-
zernen wie google, Microsoft oder apple steuert 
uns in die Zukunft. und welche anfälligkeit haben 
die digitalen Systeme. Was passiert beim black-
out? Wie schützen wir die von uns als zu schüt-
zenden definierten kritischen infrastrukturen? 

Politik als demokratisch legitimierte gestal-
tungsmacht muss sich mit den fragen der rich-
tigen rahmenbedingungen für diesen Entwick-
lungsschub in unserer gesellschaft auseinander-
setzen.

Wenn wir über eine digitale agenda in den 
kommunen sprechen, dann meint dieses den da-
mit verbundenen politischen gestaltungsauftrag. 

Was können und was müssen wir in der kommu-
nalpolitik tun, um uns für die Zukunft fit zu ma-
chen? Eine digitale agenda in den kommunen ist 
eine Querschnittsaufgabe der Stadtentwicklungs-
politik. 

Systematisch können wir handlungsfelder der 
kommunalpolitik abgrenzen und uns anschauen, 
welche Entwicklungen des technikeinsatzes sich 
ergeben und welche sich mit der Digitalisierung 
neu auf den Weg gemacht haben und welche 
handlungserfordernisse sich für den entsprechen-
den infrastrukturausbau daraus ergeben. Das ent-
hebt uns nicht, die politischen Ziele für die hand-
lungsfelder zu formulieren und zu diskutieren. 
hierzu wollen wir mit dieser ausgabe der DEMo-
impulse einladen. 

Dieter rehfeld plädiert in seinem artikel „Chan-
cen im digitalen Wandel – kommunalverwaltung 
neu denken“ für eine eigene aktive beteiligung 
der kommunalverwaltung an der Zukunft der Di-
gitalisierung als gestaltungsauftrag der kommu-
nalen Daseinsvorsorge. Mit den kommunalpoliti-
schen handlungsfeldern in der digitalen Stadt der 
Zukunft setzt sich der artikel von Prof. Dr. rainer 
Danielzyk und Michael lobeck auseinander. frau-
ke Janßen greift in ihrem artikel „lokale Demo-
kratie im Zeitalter der Digitalisierung“ die frage 
auf, welche Entwicklungen sich für die lokale De-
mokratie mit den Möglichkeiten des internets er-
geben. Zum abschluss stellt thilo Zelt die initiative 
intelligente vernetzung des bundeswirtschaftsmi-
nisteriums vor.
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d ie digitale transformation von gesell-
schaft und Wirtschaft ist in vollem 
gange – mit all den Möglichkeiten und 

Potenzialen der informations- und kommunika-
tionstechnologien (ikt) und des internets. Dabei 
ist die kommunalverwaltung teil dieser digitalen 
transformation. Denn das neue „digitale Sein“ der 
konsumenten, Produzenten und bürger verändert 
auch die kommunen: Es wirkt sich auf die art und 
Weise aus, wie Städte, kommunen oder gebiets-
körperschaften künftig zu gestalten sind. 

Wir erleben zunehmend, dass bestehende ge-
schäftsmodelle und -prozesse durch ablösende 
digitale technologien (Disruptive technologies) 
umfassend verändert oder gar vollständig ver-
drängt werden. Das „internet der Dinge“, „in-
dustrie 4.0“ und „big Data“ sind nur einige der 
plakativen Überschriften, die die digitale revolu-
tion beschreiben. und auch durch neue digitale 
Plattformen mit weltweiter reichweite werden 
konsum und Produktion in ihren Produkten und 
Prozessen radikal verändert. Parallel hierzu lösen 
sich kommunale organisations- und verwaltungs-
grenzen auf. kunden, bürger, Politiker, lieferanten 
und Partner werden zu „Mitproduzenten“ im Poli-
tik- und verwaltungsprozess.

Digitale Transformation als  
Gestaltungsaufgabe
Die digitale transformation von gesellschaft und 
Wirtschaft macht es möglich, die Effektivität und 
Effizienz von kommunaler Politik und verwaltung 
zu steigern. allerdings unterscheiden sich orga-
nisationen in ihrer reaktion auf die herausforde-
rung und die neue internetwelt: Während einige 
kommunen den Wandel aktiv mitgestalten, igno-
rieren ihn andere, bleiben unentschlossen oder 
versuchen gar, ihn zu blockieren. ob es letztlich 
gelingen wird, kommunale Politik und verwaltung 
mit der digitalen transformation zu verbessern, 
wird entscheidend durch das Wie bestimmt: Wie 
werden die Chancen der Digitalisierung aufge-
nommen, angepasst und in der Praxis umgesetzt? 
auch ist für den Erfolg entscheidend, wie mit risi-
ken umgegangen wird – werden sie erkannt? und 
werden sie beherrscht? 

Die digitale transformation zu gestalten, ist 
führungsaufgabe für Politik und verwaltung. be-
sonders gilt dies für den Übergang zur neuen ar-
beitswelt. Spitze und führungen der kommunen 

– die (ober-)bürgermeister und landräte mit ihren 
verwaltungsvorständen – geben dabei gemein-
sam mit der kommunalpolitik tempo und rich-
tung des Wandels vor. 

Dabei muss die digitale transformation als ein 
kontinuierlicher Prozess verstanden werden, der 
keine neuen starren Strukturen hervorbringen 
wird. vielmehr werden die Übergänge fließend 
sein und sich veränderungen für unternehmen, 
verwaltungen und ihre akteure fortlaufend voll-
ziehen. umso entscheindender ist die frage, wie 
wir diesen Prozess gestalten und auch steuern 
werden. 

Dieser auftrag zielt sowohl auf das vertragli-
che arbeitsverhältnis (vollzeit, teilzeit, Minijob), 
auf den ort (im betrieb, büro, zu hause, unter-
wegs), auf lage und umfang der arbeitszeit als 
auch auf die arbeitsinhalte, die arbeitsorganisa-
tion und das arbeitsteam. Die trennung von ar-
beit und freizeit von abhängiger beschäftigung 
und (abhängiger) Selbständigkeit wird mehr und 
mehr aufgehoben. und der Mensch wird im laufe 
seines arbeitslebens unterschiedliche arbeitsbe-
dingungen erleben. Dieser „following change of 
work“ beinhaltet sowohl Chancen als auch risiken 
für beschäftigte und führungskräfte, für kommu-
nen und kommunalverwaltungen. 

Die digitale transformation in der Praxis zu 
gestalten, bedeutet also, dass Personal, organi-
sation und informations- und kommunikations-
technik zur erfolgreichen „aufgabenerledigung“ 
zusammenwirken müssen. Diese „alte“ koordina-
tionsaufgabe des dispositiven faktors wird auch 
in der digitalen Welt nicht überflüssig, sie muss 
nur anders wahrgenommen werden. Dabei kann 
sie von der kommunalen führung, von Politik und 
verwaltung, zu einem Wettbewerbsvorteil entwi-
ckelt werden: Wenn es darum geht, firmen vor 
ort zu halten und neue anzusiedeln, eine wach-
sende oder auch schrumpfende Stadt zu mana-
gen, den kampf um die köpfe zu führen und die 
sozialen Probleme zu bewerkstelligen. Die digitale 
transformation als umfassende gestaltungsaufga-
be beinhaltet auch, das Personal auf diesem Weg 
mitzunehmen und dabei zu unterstützen, sich mit 
dem Wandel zu entwickeln. 

Digitale Verwaltung 4.0 
bereits heute gibt es keine aufgabe innerhalb 
der kommunalverwaltung, die nicht mit it unter-

stützt wird. auch wenn es nur langsam vorangeht: 
egovernment ist längst in vielen kommunen und 
kommunalverwaltungen angekommen. Jedoch ist 
die digitale vernetzung mit bürgern, der Wirtschaft 
und anderen verwaltungsebenen äußerst gering. 
Eine „Digitale verwaltung 4.0“, die analog der „in-
dustrie 4.0“ datengetrieben selbständig auf der ba-
sis der Maschinen-Maschinen-kommunikation die 
verwaltungsprozesse managt, ist nur rudimentär 
erkennbar. 

Die Digitale verwaltung 4.0 im Sinne der digita-
len transformation aber sieht bürger, Wirtschaft, 
andere verwaltungsstellen und Partner vielmehr 
als Serviceempfänger und geschäftspartner denn 
als antragssteller. auch der digitale antragsteller 
bleibt ein antragsteller. hier kann und wird der 
fundamentale digitale Wandel ansetzen. 

Ein beispiel für eine Digitale verwaltung 4.0 ist 
das sichere digitale bürgerkonto, über das der bür-
ger den verwaltungen erlaubt, je nach lebenslage 
aktive verwaltungsdienstleistungen für ihn zu ge-
nerieren und zu steuern. Den bürger automatisiert 
und elektronisch aktiv zu benachrichtigen, wenn 
sein reisepass abläuft oder ihn an die herauszu-
stellende Mülltonne zu erinnern, geben einfache 
beispiele. auch der bescheid über die grundbe-
sitzabgabe wird künftig elektronisch durch die 
Steuerverwaltung bereitgestellt und ebenso die 
Studienbescheinigung für den bafög-antrag elek-
tronisch übermittelt – für den fortsetzungsantrag 
des kindergeldes dann sogar direkt zur kinder-
geldkasse. Der Schülerfahrausweis wird nach der 
Schulanmeldung ohne neuen antrag ausgestellt 
und elektronisch mit barcodeaufdruck zum aus-
druck übersandt. Die unterlagen zur briefwahl 
werden im bürgerkonto-Safe daten- und rechts-
sicher hinterlegt, wenn sich der bürger grund-
sätzlich für die briefwahl entschieden hat. Eine 
elektronische rücksendung der unterlagen an das 
Wahlamt ist über einen sicheren elektronischen 
brief möglich. und der jungen familie wird auf 
Wunsch rechtzeitig elektronisch eine auswahl von 
möglichen kindergartenplätzen in der nähe des 
Wohn- oder arbeitsortes angeboten. auch eine 
benachrichtigung über die vorgesehenen gesund-
heitschecks für das kleinkind erfolgt (verbunden 
mit terminvorschlägen) über das bürgerkonto. 
Der neu hinzugezogene bürger erhält einen link 
zur bereitstellung eines bewohnerparkausweises, 
der nach erfolgter bezahlung – versehen mit den 
kraftfahrzeugdaten und der Parkraumnummer – 
elektronisch zugestellt wird. vieles ist heute schon 
machbar, denkbar noch mehr.

Selbstverständlich kann vertrauen in eine Di-
gitale verwaltung 4.0 nur dann erreicht werden, 
wenn Datenschutz, Datensicherheit und -trans-
parenz für den bürger gewährleistet sind. auch 
ist selbstverständlich, dass nicht alle bürger elek-
tronische Dienste in anspruch nehmen wollen 
und können. Erkennbar ist aber, dass die digita-
le transformation vor der kommunalverwaltung 
nicht halt macht. Dabei wird deren geschwin-
digkeit weiter zunehmen. auch deshalb, weil die 

Chancen im  
digitalen Wandel
kommunalverwaltung neu denken

Autor Dieter Rehfeld
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vielfältigen aufgaben und herausforderungen der 
kommunalen Ebene zukünftig nur zu bewältigen 
sind, wenn die Möglichkeiten der Produktivitäts-
steigerung konsequent genutzt werden. und das 
geht nicht ohne neue organisationsformen. 

Die aufgabe beispielsweise, eine große Zahl 
von flüchtlingen zu versorgen, ist nicht allein ei-
ne frage der materiellen versorgung seitens der 
Sozialämter. Sie fordert organisationsübergreifend 
auch Wohnungsbau und bildungspolitik und wirft 
fragen zur Sicherheit, Pressearbeit und akzeptanz 
innerhalb der bevölkerung auf. Zudem erfordert 
die arbeit in den Sozialräumen das Zusammenwir-
ken unterschiedlicher fachbereiche und Ämter so-
wie mit organisationen und akteuren außerhalb 
der verwaltung. auch hier kann eine Digitale ver-
waltung 4.0 andere und neue kommunikations- 
und Managementlösungen verfolgen.

intelligente organisationsübergreifende Zusam-
menarbeit wird zum entscheidenden Erfolgsfaktor. 
und die großen online verfügbaren Datenmengen 
(big Data) machen den Zugang zu bestehenden 
informationen im arbeitsleben immer wichtiger. 
Dabei muss geklärt werden, welche instrumente 
der informationsbeschaffung die verwaltungen 
ihren Mitarbeitern zur verfügung stellen und wel-
che Datenbanken genutzt werden dürfen. 

Die forderung nach einer transparenten, of-
fenen verwaltung bekommt in der kommuna-
len Politik einen besonderen Stellenwert. open 
government und open Data sind immer wesent-
lichere bestandteile der im rat einer gemeinde 
beschlossenen digitalen agenda. Eine aktive digi-
tale verwaltung wird sich als teil dieser netze und 
der digitalen gesellschaft verstehen, dabei aber 
auch garant für Datenschutz, Datensicherheit und 
-transparenz sein wollen.  

IT-Strategie als Kernaufgabe
laut einer aktuellen Studie der vereinten natio-
nen belegt Deutschland im weltweiten vergleich 
bei egovernment nur Platz 21 und schafft es auch 
im europäischen vergleich noch nicht einmal un-
ter die top ten. ursache für diese Platzierung ist 
nicht etwa ein Defizit in technologischen konzep-
ten oder hard- und Softwarelösungen, sondern 
sind nach auffassung des verfassers die fehlen-
den Strategien in den verwaltungen. hier wird in-
formationstechnik vielfach als eine unterstützende 
funktion angesehen, nur selten als strategisches 
gestaltungselement. auch gibt es nur wenige it-
Strategien, die konsequent aus den politischen 
Zielen einer kommune abgeleitet sind. um die 
digitale verwaltung auch umsetzen zu können, 
braucht es aber – im Sinne einer rollierenden jähr-
lichen Planung – ein systematisches Zusammen-
wirken zwischen den fachlich-inhaltlichen Zielen 
einer verwaltung und der Zuordnung, welche it-
lösungen hierfür erforderlich sind. und den blick 
darauf, welchen Modernisierungsschritten diese 
it-lösungen unterliegen. hierzu einige beispiele:

Über 60 Prozent der Prozesse einer kommunal-
verwaltung haben einen räumlichen Mobilitätsbe-

zug. So ist der baukontrolleur bei der bauabnahme 
von Straßen und gebäuden in der kommune un-
terwegs, der Sozialarbeiter besucht die familien, 
die Politesse bewegt sich im Straßenraum. Würde 
man hier die Zielsetzung verfolgen, diese Prozesse 
mittels mobiler Endgeräte zu unterstützen, könnte 
dies bestandteil einer strategischen roadmap sein 
und nach vorangegangenen kosten-nutzen-ana-
lysen bei der haushaltsplanung der fachbereiche 
berücksichtigt werden. 

Ein weiteres beispiel ist die Digitalisierung der 
Schulverwaltung. hier zeigt sich, dass eine viel-
zahl von Prozessen – von der anmeldung der 
Schüler an den grundschulen bis zu den Schüler-
fahrtkosten – in vielen kommunen manuell oder 
mit hilfe von Excel-tabellen gemanagt werden. 
auch hier wäre eine Strategie sinnvoll, wie man 
Schulverwaltung und Schulen konsequent digital 
unterstützen könnte: über ein Schulverwaltungs-
portal und durch entsprechende Serviceprozesse. 
voraussetzung hierfür ist eine eine klare Strategie, 
eine abgestimmte konzeption im Schulbereich – 
mit Schulträgern und verkehrsunternehmen, mit 
Eltern und Schülern gleichermaßen. 

Die beiden beispiele machen deutlich, dass eine 
digitale agenda nur dann sinnvoll umgesetzt wer-
den kann, wenn sie auf die konkreten anforde-
rungen einer kommunalverwaltung fokussiert ist.

organisatorisch bedeutet dies, dass der zustän-
dige verwaltungsvorstand eine eindeutige ver-
antwortung für die it-Strategie definieren muss. 
in unternehmen wird dies häufig durch den „Chief 
information officer (Cio)“ beschrieben. Eine sol-
che funktion sollte auch in kommunalverwaltun-
gen vorhanden sein. Dabei muss diese rolle über 
die verantwortung für beschaffung von hard- 
und Software hinausgehen: vielmehr ist eine 
aufgabenstellung gefragt, die die Digitalisierung 
der verwaltung aktiv vorantreibt. Dies beinhaltet 
insbesondere, dass die it-konzepte aufeinander 
abgestimmt werden, dass sie zukunftsorientiert 
ausgerichtet sind und dass ein gemeinsames 
verständnis im verwaltungsvorstand und in der 
abstimmung mit der Politik herbeigeführt wird. 
Solch einer Cio-funktion kommt es ebenfalls zu, 
Effizienzpotenziale in der it-Produktion aufzuspü-
ren. Dies umfasst auch die ausrichtung auf eine 
stärkere interkommunale kommunikation, die 
vielfach schon in form von kommunalen rechen-
zentren besteht. aber auch hier gibt es optimie-
rungspotenziale.

Management und Controlling
Die beschriebene Cio-funktion läuft allerdings ins 
leere und wird zu einem „zahnlosen tiger“, wenn 
sie nicht in eine it-Strategie der kommune einge-
bettet wird. heute würde man dies mit dem be-
griff der „digitalen agenda“ beschreiben. aber was 
genau sind die Erfolgsfaktoren für deren Entwick-
lung und umsetzung? basis für den Erfolg einer 
it-Strategie ist ein gemeinsames verständnis von 
verwaltungsführung und Politik darüber, welche 
kommunalen aufgaben durch eine Digitalisierung 

der Produkte und Prozesse effektiver und effizien-
ter „produziert“ werden können. hierzu müssen 
it-verantwortliche und die fachebenen in verwal-
tung und Politik rahmenbedingungen analysieren 
und kommunale aufgaben identifizieren, die in 
den nächsten Jahren durch it verbessert werden 
können – unter berücksichtigung begrenzter finan-
zieller ressourcen. Die Ergebnisse können dann zu 
einer digitalen agenda zusammengefasst werden, 
die aus it-teilstrategien für einzelne fachbereiche 
und kommunale aufgabenfelder besteht. Dabei 
muss erkennbar werden, wie die einzelnen teilstra-
tegien miteinander verzahnt sind. Erst dann kann 
ein konkretes it-Projektportfolio für die nächsten 
Jahre entwickelt werden. Dies geht nicht ohne ei-
ne Controlling-Struktur, die vorrangig die verwal-
tungsführung miteinbezieht: Die it-Strategie zu 
betreiben, zu entwickeln und den kontinuierlichen 
Prozess sicherzustellen, ist zentrale aufgabe des 
Cio, der Mitglied des verwaltungsvorstandes ist 
und die Entwicklung und umsetzung der digitalen 
agenda gegenüber dem rat verantwortet.

Diese Empfehlungen sind nicht neu. Sie sind 
seit Jahren bestandteil der literatur zur Strategie-
entwicklung und nicht zuletzt des Steuerungsmo-
dells für kommunen, das die kgSt in einer vielzahl 
von berichten beschreibt. Das neue kommunale 
finanzmanagement erlaubt in form von budge-
tierung und kosten- und leistungsrechnungen 
eine bessere Steuerung des it-budgets, wenn es 
um dezentrale und/oder zentrale verantwortung 
geht. Zudem bietet das System der leistungsorien-
tierten bezahlung gestaltungsmöglichkeiten, um 
erfolgreiche it-Projekte gegenüber den beteilig-
ten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu hono-
rieren.

Die Digitalisierung bietet also ausreichend ge-
staltungsspielraum und gute rahmenbedingun-
gen für ein erfolgreiches Management. hinzu 
kommt das vernetzungspotenzial der informa-
tions- und kommunikationstechnologie. Diese 
neuen Potenziale einer Digitalen verwaltung 4.0 
zu erkennen und auch zu heben, ist aufgabe kom-
munaler führungskräfte und kommunaler Politik.

Dieter Rehfeld 
Vorsitzender der Geschäftsführung 
der regio IT Aachen 
www.regioit.de 
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d igitale Stadt der Zukunft“ oder „Smart 
City“ oder auch „intelligent City“ – es 
sind viele begriffe im umlauf, die be-

schreiben, dass kommunen mit Mitteln der in-
formations- und kommunikationstechnologien 
ihre herausforderungen angehen (sollen). Der 
Einsatz von EDv ist schon lange ein fester be-
standteil der arbeit in kommunalen handlungs-
feldern. ratsinformationssysteme sind neben 
zahlreichen fachverfahren in den Ämtern ein 
gutes beispiel dafür. Der hier beschriebene Sach-
verhalt meint jedoch mehr und qualitativ etwas 
anderes. 

Zusätzlich zum fortschreitenden Einsatz von 
Computern zur Erledigung von routineaufgaben 
kommt es seit einigen Jahrzehnten zur vernet-
zung dieser anlagen. Das internet, wie wir es 
heute kennen, als ein baustein der Digitalisie-
rung, entstand anfang der 90er Jahre und hat 
sich rasant entwickelt. ging 1991 die erste Web-
seite online, gab es im Jahr 2000 bereits mehr 
als 17 Millionen davon, 2010 dann bereits mehr 
als 200 Millionen und in dem Moment, in dem 
dieser text entsteht, existieren knapp 1 Milliarde 
Webseiten (internetlivestats.com). gibt es heute 
noch eine deutsche kommune, die keine eigene 
Webseite unterhält?

 Die handlungsfelder, die sich im feld Digita-
lisierung für kommunen ergeben, sind vielfältig. 
und in diesen themenbereichen gibt es jeweils 
unterschiedliche aspekte, die berücksichtigt 
werden müssen – technische, politische, finan-
zielle, rechtliche, und viele andere mehr. ausge-
wählte aspekte des alltagslebens werden hier 
zum ausgangspunkt gemacht, um themen zu 
beleuchten, die kommunen in den blick nehmen 
müssen, wenn sie die bedürfnisse ihrer bürge-
rinnen und bürger ernst nehmen. gesundheit 
und leben im alter spielen ebenso eine rolle 
wie arbeit und Wirtschaft oder der kontakt 
des bürgers zur verwaltung und zur Politik mit  
E-government. 

neben solchen Schwerpunkten, die sich aus 
den klassischen aufgaben einer kommune im 
bereich der Daseinsvorsorge ergeben, stellen 
sich durch die Digitalisierung selbst zusätzliche 
neue herausforderungen. Datenschutzaspekte 
beispielsweise gewinnen im digitalen Zeitalter 
eine neue Dimension. besonders öffentliche ak-
teure sind hier gefragt, konzepte zu entwickeln, 

Digitale Stadt  
der Zukunft
handlungsfelder für kommunen

Autoren Prof. Dr. Rainer Danielzyk, Michael Lobeck

die neben der Möglichkeit der nutzung von Da-
ten auch den Schutz der Privatsphäre der bürge-
rinnen und bürger in den vordergrund rücken.

Digitales Leben im Alltag
im alltag hat das digitale leben in einem beein-
druckenden Maß Einzug gehalten. 63 Prozent 
der Deutschen über 14 Jahren nutzten 2015 nach 
eigenen angaben täglich das internet, 79 Pro-
zent nutzen es „mindestens gelegentlich“ (arD/
ZDf Medienkommission 2014 und 2015). be-
reits 85% Prozent Prozent der 12 bis 13-Jährigen 
nutzen „zumindest ab und zu“ ein Smartpho-
ne (bitkoM bundesverband informationswirt-
schaft, telekommunikation und neue Medien 
e.v. 2014a). Digitale und vernetzte angebote 
und nutzungen betreffen alle lebensbereiche. 

Deutliche unterschiede gibt es jedoch zwi-
schen den altersgruppen, was die nutzung des 
internets angeht. Während 100% der 14-19-Jäh-
rigen „mindestens gelegentlich“ das internet 
nutzen, sind es bei den 60-Jährigen und Älteren 
45%. Der anteil der 60 Jahre alten und älteren 
mindestens gelegentlichen internetnutzer ist 
von 2010 bis 2014 von 28% auf 45% gestiegen. 
Damit nutzen heute 9,6 Millionen Menschen im 
alter von 60 und älter das internet „mindestens 
gelegentlich“ (arD/ZDf-Medienkommission 
2014 und 2015).

auch diejenigen, die kein interesse an der 
anwendung der internet-technologie haben, 
werden ständig mit unterschiedlichen angebo-
ten konfrontiert. „Weitere informationen finden 
Sie auf unseren internetseiten unter tagesschau.
de“ hören mehrere Millionen Deutsche täglich, 
wenn sie die tagesschau im fernsehen anse-
hen. kaum eine Werbeanzeige, die ohne nen-
nung einer internetadresse auskommt, selbst 
namensschilder an Wohnungen und häusern in 
innenstädten sind mit sogenannten „Qr-Codes“ 
versehen, die dem Smartphone-nutzer den di-
rekten Zugriff auf eine Webseite mit weiteren 
informationen ermöglichen.

Das Digitale ist also im alltag vieler – beson-
ders junger – Menschen angekommen. aber was 
bedeutet das für den alltag? Welche themen 
werden von der Digitalisierung betroffen sein 
und was lässt sich in Zukunft erwarten? Schaut 
man sich die kapitelüberschriften einschlägiger 
Smart-City-bücher an, findet man folgende the-

men, die – hier sortiert nach der häufigkeit der 
Erwähnung der jeweiligen bereiche – in meh-
reren untersuchungen als relevante felder für 
Digitalisierung benannt werden:
•	Mobilität / verkehr
•	gesundheit / leben im alter
•	arbeiten / Wirtschaft
•	verwaltung / Politik / E-government / 
  E-Partizipation
•	Energie
•	Wohnen
•	umwelt
•	bildung
•	Sicherheit
•	Wasser
•	ver- und Entsorgung
•	konsumieren und bezahlen
•	tourismus und kultur
(hatzelhoffer et al. 2012; kaczorowski 2014; 
Meister 2012; Münchner kreis e.v. et al. 2011; 
Widmann 2012; bullinger und röthlein 2012)

Die abgrenzung der themen ist in den genannten 
texten nicht einheitlich, mal werden zum beispiel 
unter „Energie“ eher umweltaspekte behandelt, 
mal ökonomische. Deutlich wird in der aufzählung 
der themen, dass diejenigen themen, die Men-
schen in ihrem alltag „nah“ sind, auch in der Dis-
kussion von Smart City-konzepten eine bedeutung 
finden. ob eine kommune sich in ihrem alltag mit 
allen diesen themen als Digitalisierungsaufgabe 
beschäftigt oder nur mit einzelnen, und wenn, 
dann in welcher reihenfolge, hängt sicher von der 
konkreten Situation vor ort ab. 

Gesundheit und Leben im Alter
konzepte der digitalen bzw. elektronischen 
gesundheit (e-health) betreffen zahlreiche as-
pekte der medizinischen versorgung. für die 
kommunale Praxis sind neben einem möglichen 
Management eines kommunalen krankenhauses 
insbesondere die versorgungslage mit hausärz-
ten und fachärzten sowie die notfallversorgung 
der bevölkerung ausschlaggebend. grundsätz-
lich ist die kommune zwar an diesen themen 
sehr interessiert, aber, bis auf den rettungs-
dienst, ohne formale Zuständigkeit. Eher betrof-
fen und zuständig ist die kommune bei verschie-
denen aspekten des lebens im alter.

Zur unterstützung selbstbestimmten lebens 
im alter wird „ambient assisted living“ (aal), 
also das elektronisch oder digital ausgerüstete 
haus (auch: „Smart home“) schon länger disku-
tiert. Möglichst lange in der eigenen Wohnung 
und vertrauten umgebung leben zu können 
wird immer wieder als Wunsch geäußert. not-
rufschalter, Sturzsensoren, interaktive bedie-
nelemente zur bestellung von Einkäufen und für 
soziale kontakte werden unter anderem als aus-
stattungsmerkmale altersgerechter Wohnungen 
erwähnt. 

folgende kriterien werden von Experten ge-
nannt, wenn es darum geht, für Senioren geeig-
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nete Wohnkonzepte unter Einbeziehung neuer 
technologien zu entwickeln:
•	förderung sozialer teilhabe
•	flexibilität in der anpassung an den individuel-

len alterungsprozess
•	Einbettung in eine integrative kultur des alterns
•	positive umbewertung des alterns als eigen-

ständige lebensphase
•	Erleichterungen und belastungen durch neue 

technologien berücksichtigen
(vgl. georgieff 2009, S. 50).

an diesem beispiel lässt sich gut erkennen, dass 
technikferne kriterien genutzt werden, um den 
Einsatz und die Entwicklung von technik zu beur-
teilen. auch bei der Entwicklung von angeboten 
zum Wohnen von älteren Menschen sollten die 
angestrebten Ziele und nicht die technik im Mit-
telpunkt stehen.

kommunen können eine sinnvolle Entwicklung 
auf diesem feld insbesondere durch kommunika-
tion und strategische konzeptionen und Partner-
schaften fördern. bürgerschaftliches Engagement 
in kombination mit professionellen angeboten 
kann eine basis schaffen für die Entwicklung und 
umsetzung von hilfreichen ansätzen zum selbst-
bestimmten leben im alter – mit und ohne tech-
nologie.

Arbeit und Wirtschaft
Eine wichtige frage beim thema Digitalisierung 
in arbeit und Wirtschaft ist, ob die Sorge um 
einen modernisierungsbedingten Jobabbau zu-
treffend ist oder ob es lediglich eine verschie-
bung zu neuen tätigkeiten hin geben wird. ins-
besondere die frage der automatisierung von 
tätigkeiten spielt dabei eine wichtige rolle. 
Selbstfahrende fahrzeuge können arbeitsplätze 
im transportsektor ersetzen, aber auch Exper-
tensysteme können heute als höher qualifiziert 
eingeschätzte tätigkeiten zumindest teilweise 
übernehmen. Eine Studie hat für die uSa ge-
schätzt, dass innerhalb von ein bis zwei Jahr-
zehnten bis zu 47 Prozent  der uS-amerikani-
schen arbeitsplätze überflüssig werden, weil sie 
effizienter von automaten/Maschinen/robotern 
erledigt werden können (frey/osborne 2013). Ei-
ne Erneuerung von arbeitsverhältnissen ist kein 
grundsätzliches Problem. allein die geschwin-
digkeit könnte gesellschaftlich sehr schwierig 
werden, ebenso wie ein Streit um die umvertei-
lung der rationalisierungsgewinne. 

hier sind kommunen als arbeitgeber gefor-
dert – nicht um eine unaufhaltsame Entwicklung 
zu bremsen, sondern um möglichst frühzeitig 
gemeinsam mit ihren beschäftigten antworten 
auf diese Entwicklung zu erarbeiten.

Das thema der vernetzten unternehmen wird 
als „industrie 4.0“ diskutiert. Diese vorstellung 
von einem stärker digitalisierten und kommuni-
kativ vernetzten unternehmen, in der die ferti-
gungsstraße automatisch ihre teile nachbestellt 
und logistik-kapazitäten für die Produkte bucht, 

ist in einzelnen bausteinen schon realität. Das 
„internet der Dinge“, in dem alle Einzelelemente 
aktiver teil eines netzwerkes werden, führt hier 
zu einem weiteren Entwicklungsschub.

Schließlich ist die frage nach Datenschutz im 
betrieb ein für die arbeitswelt und unterneh-
men wichtiges thema. gerade neue Sensoren im 
rahmen des „internets der Dinge“ ermöglichen 
technisch schon heute eine genaue Messung und 
Überwachung der tätigkeit einzelner Mitarbeiter. 
im transportgewerbe wird eine Überwachung 
und Datenauswertung von fahrern schon seit 
längerem praktiziert. Die Weiterentwicklung der 
Sensortechnik und die zunehmende vernetzung 
können insbesondere mit big Data-analysen zu 
einer neuen Situation führen. Ebenso wie in der 
frage eines möglichen arbeitsplatzabbaus sind 
die kommunen hier insbesondere in ihrer rolle als 
arbeitgeber und als gesprächspartner gefragt.

Verwaltung / Politik / E-Government /  
E-Partizipation
Schließlich sind die kommunen in ihrem eige-
nen feld, der verwaltung und Politik gefordert, 
Digitalisierung sinnvoll einzusetzen. open Data 
und open government, also die forderung nach 
transparenz öffentlicher Daten und öffentlichen 
handelns, stehen auf der agenda. getrieben 
werden die forderungen von der vorstellung, 
dass frei verfügbare informationen über Daten 
und Prozesse die Chance der Weiterentwicklung 
durch Dritte zum Wohle aller beinhalten. Dieses 
konzept wird bei der Entwicklung freier Software 
übernommen.

an welchen Stellen transparenz zu einem fort-
schritt führt und welche Schritte von verfahren 
vertraulich sein müssen, das wird zurzeit neu aus-
gehandelt. bemerkenswert an diesem thema ist 
die  grundlegende frage, inwieweit eine gesell-
schaft, die sich an transparenz orientiert, noch 
fähig ist, vertrauen zu entwickeln. han (2013) 
formuliert hier ernsthafte Zweifel, da er davon 
ausgeht, dass die ausweitung von transparenz 
eher mit kontrolle denn mit vertrauen einhergeht.  
Solche grundsätzlichen  fragen gehören in regel-
mäßigen abständen mit in die kommunale Praxis. 
grundlegende reflexionen von veränderungen 
sind für die fähigkeit „guten regierens“ immer 
wieder erforderlich.

Pragmatischer ist dagegen die forderung, zu-
mindest in einer längeren Phase des Übergangs 
sogenannte Multi-kanal-Zugänge zu ermöglichen. 
Es ist für eine große gruppe der bevölkerung si-
cher ein vorteil, formulare online verfügbar zu fin-
den, über das netz termine zu vereinbaren oder 
gar mit dem Sachbearbeiter per videokonferenz 
anliegen klären zu können. aus mehreren Studien 
wissen wir allerdings, dass ein gutes viertel der 
bevölkerung in digitalen techniken wenig bewan-
dert ist (z.b. DivSi 2013). für diese muss es – neben 
Schulungsmöglichkeiten – weiterhin die Möglich-
keit geben, kontakte mit ihrer gemeinde auch oh-
ne digitale Expertise abwickeln zu können.

Elektronische Partizipation ist ein offensicht- 
lich verstärkt genutzter ansatz mit dem Ziel, mög-
lichst vielen bürgerinnen und bürgern eine echte 
teilhabe an wichtigen Entscheidungen der kom-
mune zu ermöglichen (Märker 2009). Die bisheri-
gen ansätze sind vielversprechend, erfüllen aber 
keine überzogenen Erwartungen, die neue Me-
thode könne nun zur befriedung von konflikten 
führen oder riesige Mengen engagierter bürge-
rinnen und bürger hervorbringen. hier zeigt sich 
die forderung nach einem Multi-kanal-ansatz 
besonders eindringlich (Märker und Wehner Jo-
sef 2008). niemand sollte von der beteiligung an 
Entscheidungsprozessen nur aufgrund einer ab-
neigung oder fehlenden ausstattung oder fehlen-
dem know-how im technischen Sinn ausgeschlos-
sen werden.

Querschnittsthemen
bei allen anstrengungen, die kommunale akteu-
re unternehmen, gibt es einige themen, denen 
besondere aufmerksamkeit zukommen muss. 
Diese Querschnittsthemen sind nicht nur für alle 
Spezialanwendungen bedeutsam, sondern sie be-
rühren auch die grundlagen des demokratischen 
Zusammenlebens: 
•	Datenschutz und Privatheit müssen in allen 

kommunalen digitalen anwendungen umfäng-
lich und von anfang an beachtet werden. Eine 
digitale Stadt ohne Datenschutz ist keine demo-
kratische Stadt.

•	Der sogenannte „Digital Divide“, also die kluft 
zwischen denen, die sich gut mit den neuen 
Medien auskennen und denen, die sich damit 
schwer tun, muss ein ansporn für kommunen 
sein, dafür Sorge zu tragen, alle auf dem Weg 
in die Zukunft mitzunehmen.

•	Die forderung der bürgerinnen und bürger, sich 
auch auf dem Weg der E-Partizipation immer 
stärker an kommunalen Entscheidungen zu be-
teiligen, ist nicht nur eine technische herausfor-
derung, die gemeistert werden will.

Datenschutz / Privatheit
in allen diskutierten anwendungsfällen führt die 
Digitalisierung zu einer neuen Qualität im umgang 
mit personenbezogenen Daten. Mayer-Schönber-
ger und Cukier (2013, S.194ff) sprechen davon, 
dass die schiere Menge und die anlassunabhängige 
Speicherung ein neues Denken in bezug auf Daten-
schutz erforderlich machen. in Zeiten von big Data 
ist ein konzept der durchaus richtigen individuellen 
Datenvermeidung nicht mehr ausreichend. 

hier sind neue konzepte und auch regelungen 
gefragt. hannelore kraft, die Ministerpräsidentin 
von nrW, hat in ihrer regierungserklärung zur Di-
gitalisierung am 29.1.2015 unter anderem von ver-
schiedenen Elementen eines „Privacy by Design“ 
gesprochen, die die landesregierung unterstützen 
will (datenschutzfreundliche voreinstellungen, 
Zustimmungspflicht von verbrauchern zur Daten-
verarbeitung). neben der aktiven förderung von 
verschlüsselung ist das der erfolgversprechendste 
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ansatz, das grundrecht auf Privatsphäre in die di-
gitale gesellschaft der Zukunft zu überführen.

Ein weiterer aspekt ist jedoch mindestens so 
wichtig wie die genannten technischen Erforder-
nisse. Die bürgerinnen und bürger müssen we-
sentlich stärker als bisher über die Möglichkeiten 
und risiken der nutzung von datenverarbeiten-
den vernetzten Systemen aufgeklärt werden. 
Das betrifft die kommunen in ihren verschiede-
nen rollen, als arbeitgeber, Datenverarbeiter, 
Erwachsenen-bildungsträger und vor allem auch 
als akteur in der politischen arena und als ge-
sprächspartner.

Digital Divide
Eine Studie des Deutschen instituts für vertrauen 
und Sicherheit im internet (DivSi) teilt die inter-
netnutzer in sieben „Milieus“ ein. Die „internet-
fernen verunsicherten“ nehmen dabei 27 Prozent 
der bevölkerung ein (DivSi, 2013). Die größen-
ordnung deckt sich mit den aussagen der arD/
ZDf onlinestudie, die von 79 Prozent spricht, die 
das internet „mindestens gelegentlich“ benutz-
ten (arD/ZDf Medienkommission 2014). auch die 
Studie der initiative D21, die einen Digital-index 
2014 zur Entwicklung der digitalen gesellschaft 
in Deutschland erstellt hat, konstruiert eine grup-
pe mit dem namen „außenstehende Skeptiker“, 
die mit 26 Prozent der bevölkerung am digitalen 
geschehen nicht oder nur sehr wenig teilnimmt 
(initiative D21 2014).

Das herausragende kriterium, dass die abgren-
zung dieser wie auch immer genau bezeichneten 
bevölkerungsgruppe möglich macht, ist das alter. 
vor allem die ältere bevölkerung nutzt das inter-
net und digitale instrumente wenig. viele werden 
schon den Satz gehört haben „ach, das will ich 
nicht mehr lernen. Das brauche ich doch nicht.“ 
Einige werden dann auch erlebt haben, dass Mut-
ter oder vater oder tante oder onkel ab und zu 
doch einmal gefragt haben, mit welcher Zug-ver-
bindung man denn von a nach b käme. 

im Smart-City-Projekt „t-City friedrichshafen“ 
hat sich gezeigt, dass ein teil der älteren bevölke-
rung, wenn es denn auf sie abgestimmte ange-
bote gibt, sehr interessiert an den „neuen“ Medi-
en ist. Spätestens, wenn realisiert wird, dass der 
kontakt zu kindern und Enkeln, die vielleicht nicht 
um die Ecke wohnen, dadurch erleichtert wird, 
steigt die lernmotivation erheblich an. Mit den 
ersten erfolgreichen versuchen mit E-Mail und 
Skype werden auch die Möglichkeiten der Digi-
talisierung sichtbarer. „Üben bringt begeisterung“ 
war eine Schlussfolgerung aus den gesprächen 
mit Seniorinnen und Senioren (hatzelhoffer et al. 
2012, S. 139f.).

hier liegt ein ansatz, der von kommunen im 
rahmen vielfältiger aktivitäten aufgegriffen wer-
den kann. in der Jugendhilfe wie in der Senioren-
arbeit können und müssen die kommunen diese 
aktuellen gesellschaftlichen fragen reflektieren – 
trotz oder vielleicht sogar gerade wegen finanzie-
rungsengpässen allerorten. 

E-Partizipation
in allen bereichen kommunaler aktivitäten wollen 
bürgerinnen und bürger sich beteiligen und be-
teiligt werden. Die nutzung digitaler kommunika-
tions- und vernetzungsmedien erleichtert interes-
sierten sowohl die Mobilisierung von Mitstreitern 
als auch die beschaffung und vermittlung von 
informationen und interpretationen. Die digitalen 
Medien schränken darüber hinaus an vielen orten 
die lange existierende informationshoheit der öf-
fentlichen hand ein. E-Partizipation bietet neben 
einer ökonomisch verhältnismäßig kostengünsti-
gen Möglichkeit der konsultation der bevölkerung 
noch weitere wichtige vorteile sowohl für die bür-
ger als auch für denjenigen, der Menschen beteili-
gen will oder muss.

und nicht nur für bürger ist die elektronische 
beteiligung an Planungsprozessen mit einer ar-
beitserleichterung verbunden. auch die zu betei-
ligenden träger öffentlicher belange, die in der 
regel die meisten anregungen in beteiligungspro-
zesse einbringen, profitieren davon.

viele Entwicklungen im bereich der Digita-
lisierung geschehen unabhängig davon, ob sich 
kommunale vertreterinnen und vertreter in die 
Diskussion einmischen. aber die kommunen sind 
wichtige akteure, die durch ihre nähe zu den bür-
gerinnen und bürgern dafür sorgen können, dass 
eine digitale Stadt der Zukunft auch eine lebens-
werte Stadt für ihre bewohner sein wird.
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m it ihrer Digitalen agenda hat die bun-
desregierung einen katalog von Maß-
nahmen zur politischen gestaltung der 

Digitalisierung vereinbart. in zahlreichen Projek-
ten werden akteure aus Wissenschaft, Wirtschaft 
und  Zivilgesellschaft eingebunden und machen 
die agenda so zu einem gesamtgesellschaftlichen 
Projekt. 

Eines der kernprojekte der Digitalen agenda 
ist dabei der ausbau des breitbandnetzes mit ei-
ner leistung von mindestens 50 mbit/s auch in der 
fläche. Der bund stellt hierfür Mittel in Milliarden-
höhe zur verfügung. Die SPD-bundestagsfraktion 
hat sich dafür eingesetzt, dass in den breitband-för-
derrichtlinien das betreibermodell ermöglicht wird, 
so dass unterversorgte kommunen die infrastruktur 
selbst bauen und verpachten können, und kommu-
nen in finanznöten eine höhere förderung erhalten 
können. letztlich zeigt sich aber auch hier, was für 
die meisten aufgaben gilt: Die kompetenz für eine 
umsetzung, die die gegebenheiten vor ort berück-
sichtigt, liegt nicht bei der Eu, beim bund oder den 
ländern, die liegt auf der kommunalen Ebene. 

Digitale Agenda  
in den Kommunen
Mehr als Digitale verwaltung

Autorin Saskia Esken

Große Chance
Es ist deshalb wünschenswert, dass auch die kom-
munen sich mit ihrer digitalen agenda beschäfti-
gen, um komplexe herausforderungen wie den 
demografischen Wandel, die steigende aufga-
benfülle und Erwartungshaltung der bevölkerung 
bei gleichzeitig begrenzten haushaltsmitteln zu 
bewältigen. in der Einbindung unterschiedlichster 
akteure zur gestaltung kommunaler aufgaben 
mithilfe digitaler Medien und Prozesse liegt dabei 
eine große Chance für die kommunen, denn die 
Digitalisierung bietet für viele der anstehenden 
aufgaben innovative lösungen. 

Sei es mit digitalen bezahlangeboten beim Par-
ken oder im Schwimmbad oder mit einer fahrplan-
app, sei es mit einem öffentlichen Wlan-angebot 
und digitalen informationssystemen im öffentli-
chen raum, die beim Wandern oder beim Stadt-
bummel unterstützen: Die Städte und gemeinden 
in Deutschland können mit dem digitalen Wandel 
nur gewinnen und ihre attraktivität für touristen 
ebenso steigern wie für bürgerinnen und bürger. 

Was läge also näher, als sich in der kommune 

zusammenzusetzen und zu überlegen: Was kann 
der digitale Wandel für uns tun? Wie können wir 
die lebensqualität und die Qualität der Daseins-
vorsorge erhalten oder gar verbessern, wie kön-
nen wir die regionale Wirtschaft und wie die Zivil-
gesellschaft stärken?

für einen souveränen und kompetenten Zugang 
aller Menschen zu einer digitalen Welt ist es wichtig, 
dass bildungseinrichtungen technisch ausgestattet 
werden und dass sie konzepte der digitalen bildung 
entwickeln. nicht nur allgemeinbildende und beruf-
liche Schulen und Einrichtungen der Weiterbildung, 
auch bibliotheken, Museen und andere kulturelle 
Einrichtungen müssen sich für digitale angebote 
öffnen. Mit einer beteiligung von nutzern und ex-
ternen akteuren können attraktive angebote auf 
innovative Weise entstehen.

Konzepte für digitale Bildung
vor allem in ländlichen regionen wird durch den 
wachsenden online-handel ein aussterben von la-
dengeschäften oder gar innenstädten befürchtet. 
Dabei entscheiden sich kunden meist nicht bewusst 
für on- oder offline, sondern für den besseren Ser-
vice, und der kann durchaus in einer verbindung 
beider Welten liegen, die die recherche und kauf-
vorbereitung im internet mit einem rundum gelun-
genen Einkaufserlebnis im ladengeschäft verbin-
det, das den besonderen bedürfnissen des kunden 
entgegenkommt. kommunen könnten den regio-
nalen handel stärken, indem sie die online-Präsenz 
solcher angebote auf einer regionalen Plattform 
ermöglichen.

auch in die Projekte der Digitalen verwaltung 
sollten kommunen die nutzer mit einbeziehen, 
denn am Ende ist es die akzeptanz der nutzer, 
die den Erfolg digitaler verwaltung ausmacht, und 
die hängt nicht nur von vertrauen in Datenschutz 
und it-Sicherheit ab, sondern auch vom Mehrwert. 
Wichtig dabei ist, dass unterschiedliche verwal-
tungseinheiten und -ebenen an einem Strang zie-
hen. Das digitale Portal für den bauantrag macht 
bei verteilter behördenzuständigkeit nur dann Sinn, 
wenn möglichst viele medienbruchfrei eingebun-
den werden können. anzustreben sind gemein-
same konzepte für durchgängige digitale verwal-
tungsprozesse und Dienstleistungen.

Die Digitale agenda in den kommunen muss 
jetzt in angriff genommen werden – auf Zusam-
menarbeit ausgelegt und flexibel, um auf die steten 
veränderungen in der digitalen Welt reagieren zu 
können.

V.i.S.d.P.:  
Petra Ernstberger, Parlamentarische Geschäftsführerin,  
Platz der Republik 1, 11011 Berlin, Tel.: (030) 227-744 20,  
petra.ernstberger@bundestag.de

Breitbandausbau in ländlichen Regionen – ein wichtiges Projekt der Digitalen Agenda 
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o nline einen termin beim bürgeramt ver-
einbaren, lebensmittel im internet be-
stellen oder mit dem freund am anderen 

Ende der Welt kommunizieren: Die Digitalisierung 
durchdringt den alltag vieler Menschen mittler-
weile wie selbstverständlich. Was bedeutet eine 
Entwicklung, die auf mehreren Ebenen durch 
Entgrenzung gekennzeichnet ist, für das Zusam-
menleben von bürgerinnen und bürgern vor ort?  
Wie wirkt die fortschreitende Digitalisierung sich 
auf die lokale Demokratie und das verhältnis ih-
rer akteure aus? Wie lässt sich in diesem kontext 
ein kommunalpolitischer gestaltungsauftrag (neu) 
definieren? 

Merkmale des gesellschaftlichen Wandels, wie 
individualisierung und ausdifferenzierung von le-
bensformen sowie zunehmende Mobilität, wer-
den durch die Digitalisierung beschleunigt und 
verstärkt. Ein steigendes bildungsniveau und die 
komplexität politischer Prozesse und Entschei-
dungen gehen einher mit einem gesteigerten be-
dürfnis von bürgerinnen nach transparenten Ent-
scheidungsprozessen und dem Wunsch, in diese 
Prozesse einbezogen zu werden. verwaltung und 
Politik stehen vor der aufgabe, auf diese gestie-
genen ansprüche gegenüber kommunalpolitik 
einzugehen und ein verbessertes informations-
angebot sowie geeignete kanäle der beteiligung 
und teilhabe zu schaffen. gleichzeitig gibt es viele 
innovative ideen und konzepte aus der Zivilgesell-
schaft, die zum Ziel haben, verbesserungen und 
Erleichterungen für bürgerinnen zu schaffen und 
das Zusammenleben vor ort mitzugestalten. 

Mobilisierung und Aktivierung von  
Engagement durch digitale Technologie
für den gestaltungswillen aus der Mitte der bür-
gerschaft gibt es viele beispiele. im Programm 
„Code for germany“ der open knowledge foun-
dation treffen sich in verschiedenen Städten Soft-
wareentwicklerinnen, Politikerinnen, Designerin-
nen und verwaltungsmitarbeiterinnen, um offene 
Daten mit bestimmten anwendungen nutzbar zu 
machen. vielfach geht es hierbei darum, infor-
mationen, die grundsätzlich zwar öffentlich, aber 
praktisch schwer zu finden sind, für bürgerinnen 
zugänglich zu machen. Ein beispiel dafür ist die 
Website „bürger baut Stadt“, die übersichtlich 
über bauvorhaben in berlin berichtet. bürgerin-
nen soll es so ermöglicht werden, sich frühzeitig 

Lokale Demokratie im  
Zeitalter der Digitalisierung
Entgrenzte beteiligung?

Autorin Frauke Janßen

über bauvorhaben zu informieren, um sich am 
Prozess zu beteiligen. Eine Zusammenarbeit zwi-
schen Politik und verwaltung mit den örtlichen 
gruppen (den sogenannten „ok-labs“) ist in die-
sem Zusammenhang besonders lohnenswert, um 
beidseitige Expertise auszutauschen, mehr trans-
parenz für bürgerinnen und eine gesteigerte legi-
timität der bauprojekte herzustellen. 

Durch soziale netzwerke ist es Engagierten 
heute möglich, sich schnell und effektiv zu ver-
netzen und zu organisieren. in der derzeitigen 
Situation, in der eine anhaltend hohe Zahl an 
flüchtlingen nach Deutschland kommt, wurde 
so vielerorts bedarfsorientiert geholfen. Die vi-
rale verbreitung von informationen und bedar-
fen über soziale Medien hat einen bedeutenden 
anteil an der aktivierung und Mobilisierung von 
helferinnen. Deutlich wird jedoch in krisensitu-
ationen, dass eine koordination von offizieller 
Seite notwendig ist, auch damit die freiwilligen 
helferinnen weder sich gegenseitig noch offizielle 
Stellen bei den notwendigen Maßnahmen zur be-
wältigung der krisensituation behindern. 

Ein Positivbeispiel ereignete sich im Septem-
ber dieses Jahres, als tausende von flüchtlingen 
in sehr kurzer Zeit am Münchner hauptbahnhof 
ankamen. Die Münchner Polizei nutzte den nach-
richtendienst twitter in dieser Situation effektiv, 
indem sie in Echtzeit nicht nur transparent über 
die Situation informierte, sondern auch das eh-
renamtliche Engagement koordinierte. Dass einer 
der späteren tweets die bitte beinhaltete, derzeit 
keine weiteren hilfsgüter zu bringen, ist ein bei-
spiel dafür, wie einerseits situativ eine große hilfs-
bereitschaft und Engagement mobilisiert werden 
kann und wie dieses Engagement gleichzeitig 
koordiniert werden muss, um fehlentwicklungen 
zu verhindern. Zudem verhindert dies auch eine 
mögliche frustration der engagierten helferinnen.

Kommunen schaffen Kanäle  
für digitale Partizipation
Doch wie kann Partizipation verstetigt werden 
und aktivierung sowie beteiligung jenseits unmit-
telbarer krisensituationen gelingen? um bürgerin-
nen neben konventioneller beteiligung bei Wah-
len neue Wege der Partizipation zu eröffnen, set-
zen viele kommunen auf konzepte und anwen-
dungen im rahmen von elektronisch gestützten 
beteiligungsformaten. Damit verbindet sich auch 

die hoffnung, beteiligung niedrigschwelliger zu 
machen und Menschen für lokale Politikprozesse 
zu gewinnen, die sich bisher nicht beteiligt haben, 
um damit die politische responsivität zu erhöhen.

große mediale aufmerksamkeit erhielt der 
landkreis friesland, als im november 2012 die 
vom kreistag beschlossene online-Plattform li-
quid friesland startete. Die Plattform soll eine 
erweiterte, dauerhafte bürgerbeteiligung ermög-
lichen. Wahlberechtigte können online sowohl ei-
gene vorschläge einbringen, als auch vorhaben 
des kreises diskutieren, verändern und über sie 
abstimmen. findet ein vorschlag eine Mehrheit 
und zugleich die Zustimmung von 10 Prozent der 
nutzerinnen und nutzer von liquid friesland, 
wird dieser im kreistag behandelt. kommunal-
rechtlich werden diese erfolgreichen initiativen 
als anregungen und beschwerden (entsprechend 
§ 34 nkomvg) behandelt, die kommentierung 
von und abstimmung über verwaltungsvorlagen 
gelten als bürgerbefragung (entsprechend § 35 
nkomvg). im Juni 2013 fiel die Entscheidung, die 
Plattform liquid friesland nach einer Pilotphase in 
Dauerbetrieb zu nehmen, auch wenn die anzahl 
der nutzerinnen im vergleich zur Einwohnerzahl 
des kreises gering ist und deshalb nicht repräsen-
tativ. oft gehegte Erwartungen in verbindung mit 
E-Partizipation, insbesondere die, dass sich die be-
teiligungsquantität erhöht, wurden auch hier nicht 
maßgeblich erfüllt. gescheitert ist dieses Projekt 
jedoch nicht, wenn man es als das begreift, was 
es ist: Ein ergänzender kanal, der es bürgerinnen 
ermöglicht, lokale Demokratie mitzugestalten. 

Wichtig ist also auch zu fragen: Wer nutzt ei-
gentlich das netz wofür? laut dem (n)onlinEr-
atlas der initiative D21 nutzten im letzten Jahr 
97,8 Prozent der 14 bis 19-Jährigen das internet. 
unabhängig von der sogenannten digitalen Sou-
veränität liegt also ein besonders großes Potenzial 
für online-basierte beteiligungsverfahren bei der 
Jugend. 

in der Stadt biberach in baden-Württemberg 
wurde so ein neues Jugendhaus online geplant. 
vier architekturbüros haben Entwürfe dafür ent-
wickelt, in einer geschlossenen facebook-gruppe 
haben die Jugendlichen die Entwürfe diskutiert 
und vorschläge und Wünsche geäußert, die von 
den architekturbüros berücksichtigt wurden. in 
einem moderierten Prozess wurden so vorstellun-
gen und Wünsche mit der kommunalpolitik rück-
gekoppelt und konnten in die Planung einfließen. 
hunderte Jugendliche verschiedenster bildungs-
hintergründe beteiligten sich an der Planung für 
„ihr“ Jugendhaus. Die annahme, dass online-ba-
sierte verfahren den aufwand von beteiligungs-
prozessen verringern, bestätigte sich auch in die-
sem beteiligungsverfahren keinesfalls. Der betei-
ligungsprozess wurde „eingerahmt“ durch zwei 
offline-veranstaltungen, zu beginn des Prozesses 
wurde in Schulen aktiv geworben, um Jugendli-
che unterschiedlicher bildungshintergründe ein-
zubeziehen und nicht zuletzt wurde der Diskussi-
onsprozess in der facebook-gruppe professionell 
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moderiert und strukturiert. Dass am Ende dieses 
Prozesses eine für alle akteure tragfähige Ent-
scheidung stand, hatte vor allem mit der hohen 
verbindlichkeit aller akteure und einem sorgfäl-
tig konzipierten beteiligungskonzept zu tun, wel-
ches auf die Zielgruppe zugeschnitten war. Mit 
der nutzung von facebook ging die verwaltung 
also dorthin, wo die Jugendlichen sind. So konnte 
die identifikation und Mitsprache erhöht werden, 
gefördert und gelenkt jedoch durch professionel-
le Moderation und natürlich vorbehaltlich der ei-
gentlichen Entscheidung durch den gemeinderat.

Chancen und Grenzen der Digitalisierung  
für die lokale Demokratie
all dies zeigt: lokale Demokratie hat im digitalen 
Zeitalter viele gesichter. Wenn bürgerinnen sich 
treffen, um offene Daten für die örtliche gesell-
schaft nutzbar zu machen und lösungen für kom-
munale Probleme suchen, dann ist dies ein erfreu-
licher ausdruck der innovationskraft und Mitge-
staltungsfreude aus der Mitte der Zivilgesellschaft. 
Stadt- und gemeindeverwaltungen müssen diese 
lust am Mitmachen aktiv einbinden, um vom Wis-
senstransfer zu profitieren und gleichzeitig zurück 
zu spiegeln, wie nicht nur kommunale Selbstver-
waltung funktioniert, sondern auch die politische 

Meinungsbildung und Entscheidungsfindung in 
politischen gremien. Die akzeptanz des lokalen 
politischen Systems und die identifikation mit ihm 
kann dadurch erhöht werden.

Wenn in krisensituationen Menschen freiwillig 
helfen und durch soziale Medien in der lage sind, 
sich schneller zu organisieren, dann ist dies nicht 
nur ausdruck von Solidarität, sondern auch von 
identifikation mit der Stadt und der region, in der 
man lebt. Die geschwindigkeit, in der es heute 
möglich ist, sich zu organisieren, stellt die etab-
lierten akteure der kommunalpolitik vor große 
herausforderungen, Prozesse zu koordinieren und 
die tendenz zu situativem Engagement in entspre-
chende bahnen zu lenken. Soziale Medien liefern 
hier jedoch zugleich die lösung, wenn lokale be-
hörden sich ihrer annehmen.

Ein gesicht der Digitalisierung bleibt jedoch 
die reproduktion sozialer ungleichheiten: laut 
dem (n)onlinEr-atlas 2014 nutzen in Deutsch-
land circa ein viertel der Menschen das internet 
nicht oder nur sehr begrenzt und sind damit 
auch von den Möglichkeiten, die die Digitalisie-
rung bietet, größtenteils ausgeschlossen. teil des 
kommunalpolitischen gestaltungsauftrages muss 
es deshalb sein, ressourcenschwache gruppen 
aktiv einzubinden und die soziale Selektivität von 

elektronischen beteiligungsformaten auszuglei-
chen. neben E-Partizipation muss immer auch ein 
analoger beteiligungsweg eröffnet werden. Die 
Möglichkeiten von aktivierung, Mobilisierung und 
Partizipation durch digitale technologien gilt es 
zu nutzen mit gleichzeitiger Sensibilität für soziale 
ungleichheiten. insofern können die Möglichkei-
ten der Digitalisierung in einer im kern repräsen-
tativ angelegten lokalen Demokratie ein „mehr“ 
an Werkzeug bedeuten, jedoch keine fundamen-
tale neudefinition eines verhältnisses zwischen 
repräsentantinnen und bürgerinnen begründen.

Frauke Janßen 
Wissenschaftliche Mitarbeiterin  
der Bundes-SGK 
www.bundes-sgk.de
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R egionen brauchen moderne Strukturen 
mit schlanken und effizienten Prozessen, 
um attraktiv und wettbewerbsfähig zu 

bleiben – das heißt heute auch, Digitalisierung und 
intelligente vernetzung voran zu treiben. Die Met-
ropolregion rhein-neckar ist hier ein vorreiter: im 
rahmen des Modellvorhabens „kooperatives E-
government in föderalen Strukturen“ vereinfacht 
die region zum beispiel die verwaltungsprozesse 
für unternehmen. Dafür werden verschiedene be-
hörden in der region miteinander vernetzt und 
verwaltungsinterne abläufe optimiert. Die Metro-
polregion rhein-neckar gilt mittlerweile als Mo-
dellregion in Sachen E-government und verfügt 
damit über eine gute grundlage für die breitere 
umsetzung von intelligenter vernetzung, also der 
Digitalisierung in den Sektoren bildung, Energie, 
gesundheit, verkehr und verwaltung.

in vielen kommunen liegt der fokus heute auf 
der intelligenten vernetzung der verwaltung, und 
bis vor kurzem steckte auch die Digitalisierung 
in diesem bereich noch in ihren kinderschuhen: 
So war das thema E-government vor rund zehn 
Jahren auch in der Metropolregion rhein-neckar 
kaum bekannt, vorbilder auf regionaler Ebene gab 
es nicht. Zu dieser Zeit begann Christine brock-
mann, sich für die Metropolregion rhein-neckar 
damit auseinanderzusetzen. Seitdem hat sich 
beim thema E-government in der region einiges 
getan. aber wie genau gelingt es, verwaltungen 
mittels Digitalisierung und vernetzung effizienter 
und erfolgreicher zu machen?

Erfolgsfaktoren auf dem Weg  
zur Digitalen Verwaltung 
Christine brockmann, die heute den bereich E-
government bei der Metropolregion rhein-neckar 
gmbh leitet, ist überzeugt: Will man in einem be-
stimmten bereich die Prozesse vereinfachen, ist es 
entscheidend, alle betroffenen akteure zunächst 
an einen tisch zu holen, gemeinsam Probleme zu 
identifizieren und lösungsmöglichkeiten zu er-
arbeiten. geht es also beispielsweise darum, die 
genehmigungsverfahren rund um Straßenausgra-
bungen zu vereinfachen, so gilt es, die zuständi-
gen behörden – wie verkehrsbehörden und tief-
bauämter – anzusprechen, aber auch unterneh-
men, wie etwa netzbetreiber und bauunterneh-
men. „Man muss sich darauf einstellen, dass die 

Zusammenarbeit zwischen so unterschiedlichen 
Partnern aufwändig ist. aber echte fortschritte 
erreicht man nur, wenn alle relevanten akteure 
mitmachen“, sagt Christine brockmann. 

Die vernetzung funktioniert aber auch deshalb 
so gut, da es mit der Metropolregion rhein-ne-
ckar gmbh seit 2006 eine neutrale Stelle gibt, die 
die nötigen Prozesse moderiert und eine vermitt-
lerrolle zwischen behörden und Wirtschaft ein-
nimmt. „Das bringt die region in eine sehr kom-
fortable Situation“, sagt Christine brockmann. ihr 
stärkstes argument gegenüber allen akteuren ist, 
dass die gesamte region davon profitiert, wenn 
gemeinsame lösungen gefunden werden. im lauf 
der Jahre hat sich in der region eine gute kultur 
der Zusammenarbeit und ein bewusstsein für die 
gemeinsamen Ziele entwickelt. Eine haltung, die 
man nicht von oben verordnen könne, sondern 
die durch erste Projekte angestoßen und laufend 
wachsen müsse, so brockmann.

Intelligente Vernetzung als  
ganzheitlicher Ansatz
Möglichkeiten der Digitalisierung und vernetzung 
sollen in der Metropolregion rhein-neckar künf-
tig über den verwaltungssektor hinaus genutzt 
werden. aktuell entwickeln die verantwortlichen 
ein handlungskonzept mit einem ganzheitlichen 
ansatz. Sie identifizieren themen, die sektoren-
übergreifend angegangen werden sollen. Zum 
beispiel entwickelt Christine brockmann mit ihren 
kolleginnen und kollegen derzeit eine Projektidee 
für den umgang mit Daten der öffentlichen hand, 
die für verschiedene Sektoren – etwa Energie und 
verkehr – relevant sind. Welche Daten werden von 
wem benötigt? Sollte man diese Daten öffentlich 
zugänglich machen? ist das mit den grundsätzen 
des Datenschutzes kompatibel? Wie schafft man 
es, dass die veröffentlichten Daten laufend aktu-
alisiert werden?

Solche fragen beschäftigen nicht nur die Met-
ropolregion rhein-neckar. Sie werden vielmehr in 
zahlreichen Städten, kommunen und regionen in 
ganz Deutschland diskutiert. Es geht darum, ver-
mehrt informations- und kommunikationstechnik 
in den bereichen bildung, Energie, gesundheit, 
verkehr und verwaltung zu nutzen. Das ist mit 
„intelligenter vernetzung“ gemeint: infrastruktu-
ren und informationen sollen systematisch digita-

lisiert und die zuständigen akteurinnen und ak-
teure aus Wirtschaft, verwaltung, Wissenschaft 
und der Zivilgesellschaft vernetzt werden. Wenn 
dies gelingt, kann das nach Einschätzung von Ex-
perten den Wohlstand hierzulande beträchtlich 
steigern – im gesamtwirtschaftlichen und gesell-
schaftspolitischen interesse. 

Vorteile für Unternehmen  
sowie Bürgerinnen und Bürger
Der bundesverband informationswirtschaft, te-
lekommunikation und neue Medien e.v. (bitkom) 
und das fraunhofer institut für System- und inno-
vationsforschung (iSi) haben in einer gemeinsa-
men Studie errechnet, dass in den basissektoren 
bildung, Energie, gesundheit, verkehr und ver-
waltung durch intelligente vernetzung ab dem 
Jahr 2022 ein wirtschaftlicher gesamtnutzen in 
höhe von rund 56 Milliarden Euro pro Jahr möglich 
ist. Dies entspricht rund zwei Prozent des gesam-
ten bruttoinlandsprodukts. Die berechnung um-
fasst rund 17 Milliarden Euro Wachstumsimpulse 
durch neue anwendungen und Dienstleistungen 
sowie rund 39 Milliarden Euro Effizienzgewinne, 
das heißt Einsparungen aufgrund der optimierten 
auslastung der infrastruktur.

intelligente vernetzung bietet auch bürgerin-
nen und bürgern viele vorteile. im Energiesektor 
könnten die Stromkosten sinken – durch einen 
optimierten verbrauch (zum beispiel durch intelli-
gente Stromzähler) oder eine optimierte netz- und 
versorgungsstruktur. im bildungsbereich geht es 
um sogenannte E-learning-angebote mit videos 
oder lernplattformen. E-learning ermöglicht es, 
die Zeit, den ort und das tempo des lernens 
flexibel festzulegen. So kann die eigene bildung 
leichter mit anderen beruflichen oder familiären 
verpflichtungen in Einklang gebracht werden. 
außerdem wird der Zugang zu bildung einfacher, 
so dass auch solche Menschen bildungschancen 
erhalten, die ansonsten keinen Zugang zu be-
stimmten bildungseinrichtungen hätten. im ge-
sundheitssektor gewährleisten anwendungen der 
telemedizin eine intensive betreuung der Patien-
tinnen und Patienten, unabhängig von ihrem auf-
enthaltsort. im verkehrssektor können automa-
tische leitsysteme Staus und unfälle reduzieren. 
und eine digitale verwaltung kann unternehmen 
und bürger spürbar entlasten, weil viele administ-
rative angelegenheiten nicht mehr den gang zur 
behörde erfordern, sondern von überall und zu 
jeder Zeit erledigt werden können.

Bundesregierung beschließt Strategie  
Intelligente Vernetzung
Die vielen Chancen und vorteile, die die intelli-
gente vernetzung bietet, gilt es zu nutzen. Dafür 
setzt sich die bundesregierung ein und hat daher 
im September 2015 eine entsprechende Strate-
gie beschlossen: die Strategie intelligente vernet-
zung. federführend war dabei das bundesminis-
terium für Wirtschaft und Energie (bMWi). Ziel 
der Strategie ist es, durch die vernetzung von 

Initiative  
Intelligente Vernetzung
regionale netzwerke zur Weiterentwicklung  
der Digitalisierung 
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geräten, abläufen und Diensten gesamtgesell-
schaftliche herausforderungen wie den demo-
grafischen Wandel, zunehmende Mobilität und 
die Energiewende zu meistern. Digitalisierung 
und vernetzung sollen zu einer Steigerung des 
Wohlstandes beitragen; durch die effizientere 
nutzung bestehender infrastrukturen die kosten 
für private und öffentliche haushalte sinken. 

um dies zu erreichen, wird die bundesregie-
rung in vier bereichen aktiv:
•	Sie unterstützt laufende initiativen in den Sek-

toren bildung, Energie, gesundheit, verkehr 
und verwaltung und baut bestehende hemm-
nisse ab;

•	Die bundesregierung fördert die Zusammen-
arbeit über die Sektoren hinweg und trägt so 
ähnlichen interessenlagen und fragestellungen 
rechnung;

•	Sie verbessert die rahmenbedingungen für die 
intelligente vernetzung, zum beispiel in den be-
reichen Datensicherheit oder Standardisierung 
– durch eine übergreifende koordinierung sol-
len Synergien gehoben werden; 

•	Die bundesregierung stärkt die beteiligung, da 
ein partizipativer Prozess die grundlage für eine 
hohe bekanntheit – und damit auch die akzep-
tanz – ist. 

in diesen vier bereichen hat die bundesregie-
rung über 30 konkrete Maßnahmen beschlossen. 
Dazu zählen unter anderem Qualifizierungsmaß-
nahmen für beschäftigte und die unterstützung 
von gründerinnen und gründern durch gezielte 
hilfestellungen bei Datenschutzfragen und för-
dermöglichkeiten. Weiterhin geht es darum, die 
gesetzlichen rahmenbedingungen für innovatio-
nen und Projekte in den fünf infrastrukturberei-
chen zu verbessern, zum beispiel für intelligente 
Energienetze.

Initiative Intelligente Vernetzung  
als zentrale Anlaufstelle
um die zahlreichen Potenziale zu heben, sind 
mehr information und kommunikation notwen-
dig. Es ist wichtig, den austausch der betroffenen 
Sektoren (und der bürgerinnen und bürger) zu 
fördern, das Wissen um intelligente vernetzung 
zu erhöhen und das thema durch mehr gute bei-
spiele greifbar zu machen. Deshalb hat das bMWi 
die initiative intelligente vernetzung gestartet.

ihr Ziel ist es, die intelligente vernetzung vo-
ranzubringen, gemeinsam mit einem netzwerk 
von mehr als 50 Partnern aus unternehmen, 
forschungsinstitutionen und verbänden sowie 
Experten aus den anwendungssektoren bildung, 

Energie, gesundheit, verkehr und verwaltung. 
für die initiative intelligente vernetzung wurde 
eine anlaufstelle eingerichtet. Einer der Schwer-
punkte der arbeit ist es, relevante akteure und 
Projekte aus Wissenschaft, Politik und Wirtschaft 
stärker miteinander zu vernetzen und eine inten-
sivere branchenübergreifende Zusammenarbeit zu 
fördern. hierfür führt die initiative befragungen, 
Surveys und Studien durch, zum beispiel eine Stu-
die über die fördermittellandschaft auf Eu-, bun-
des- und länderebene und eine befragung zur 
akzeptanz von anwendungen der intelligenten 
vernetzung. 

Akzeptanz ist ein Schlüsselfaktor
bei der auftaktveranstaltung der initiative in-
telligente vernetzung am 19. Juni 2015 in berlin 
wurden die Ergebnisse der ersten befragung der 
initiative zum thema akzeptanz vorgestellt. Mat-
thias Machnig, Staatssekretär im bMWi, betonte 
in seiner Eröffnungsrede die bedeutung intelligen-
ter vernetzung und die damit verbundenen wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Chancen für 
Deutschland. gleichzeitig machte er deutlich: „Der 
Schlüssel für die nachfrage und nutzung innovati-
ver lösungen und damit für den Erfolg der Digita-
lisierung liegt in der akzeptanz. handlungsbedarf 
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besteht insbesondere darin, das Wissen um ent-
sprechende anwendungen und deren Chancen 
zu erhöhen, da viele Menschen für sie mögliche 
anwendungen häufig gar nicht kennen. Denn die 
akzeptanz intelligenter vernetzung steigt, je bes-
ser Menschen über die entsprechenden anwen-
dungen bescheid wissen und diese nutzen.“

Die von gesellschaft für konsumforschung 
(gfk) im auftrag der initiative durchgeführte re-
präsentative bevölkerungsbefragung „akzeptanz 
von anwendungen intelligenter vernetzung“ 
bestätigte: viele Menschen sehen einen gesell-
schaftlichen, aber auch persönlichen nutzen in-
telligenter vernetzung. als persönliche vorteile 
nehmen rund 80 Prozent der befragten die grö-
ßere flexibilität und Qualität sowie kosteneinspa-
rungen wahr. Zudem ist zu sehen, dass die ak-
zeptanz intelligenter vernetzung steigt, je mehr 
Menschen die entsprechenden anwendungen 
kennen und diese nutzen. unter allen befragten 
lag der akzeptanz-index bei 4 (auf einer Skala von 
0 bis 10), während er bei den befragten, die auch 
entsprechende anwendungen kannten, bei 6 lag. 
am stärksten ist die akzeptanz intelligenter ver-
netzung bei jungen Menschen, die offen für neue 
technik sind und intensiv das internet nutzen.

Die Ergebnisse wurden bei der auftaktveran-
staltung im rahmen mehrerer Workshops intensiv 
diskutiert. Dabei waren sich die teilnehmerinnen 
und teilnehmer einig:
•	anwendungen intelligenter vernetzung müssen 

für die Menschen greifbar und erfahrbar ge-
macht werden – beispielsweise durch Modell-
regionen.

•	Professionelle anwenderinnen und anwender 
wie lehrerinnen und lehrer, Ärztinnen und Ärz-
te sowie beamte müssen aktiv informiert und 
unterstützt werden, damit die Potenziale der Di-
gitalisierung genutzt werden und auch im rest 
der bevölkerung auf vertrauen stoßen.

•	Die Probleme mit Datenschutz und -sicherheit 
müssen geklärt und transparent kommuniziert 
werden. Denn ohne das vertrauen der bürgerin-
nen und bürger in sichere Daten wird es schwer, 
Menschen von den vorteilen der anwendungen 
zu überzeugen.

Open-Innovation-Plattform:  
online diskutieren und Netzwerke bilden
neben den beschriebenen informationsangebo-
ten ist die open-innovation-Plattform ein weite-
rer zentraler baustein der initiative. auf diesem 
digitalen Markt- und Diskussionsplatz der intelli-
genten vernetzung können sich Expertinnen und 
Experten, nutzerinnen und nutzer sowie interes-
sierte bürgerinnen und bürger aktiv an der initiati-
ve beteiligen: Sie können sich zu trends und über-
greifenden Problemstellungen austauschen, aber 
auch eigene ideen und Erfahrungen einbringen 
und best-Practice-Projekte vorstellen, zum beispiel 
zu virtuellen kraftwerken oder gesundheits-apps.

auch interessierte vertreterinnen und vertre-
ter von Städten, kommunen und regionen sind 

eingeladen, sich online an der Diskussion zu be-
teiligen. Dafür können sie sich unter www.oip.
netze-neu-nutzen.de registrieren und dann eige-
ne beiträge, konzepte und ideen einreichen – in 
form kurzer Zusammenfassungen oder auch als 
ausführliche beschreibungen. indem die nutzerin-
nen und nutzer ihre beiträge mit anderen teilen 
sowie deren beiträge anschauen, erhalten sie an-
regungen für die Weiterentwicklung ihrer ideen 
und Projekte und vernetzen sich. 

Weitere vorstellungen wegweisender Projekte 
erhalten die nutzerinnen und nutzer auf der Web-
site www.netze-neu-nutzen.de, zum beispiel auf 
einer interaktiven best-Practice-landkarte, auf der 
sie gezielt nach Projekten in ihrer region suchen 
können. Zudem finden sich dort hintergrundin-
formationen zu den fünf anwendungssektoren 
sowie den newsletter der initiative. Er erscheint 
quartalsweise und informiert alle interessierten 
über die neuesten Entwicklungen der intelligen-
ten vernetzung in Deutschland und die aktivitä-
ten der initiative.

Roadshow unterstützt Intelligente  
Vernetzung in den Regionen
neben der Erweiterung des inhaltlichen funda-
ments steht für die initiative intelligente vernet-
zung die Stärkung der regionalen verbreitung von 
anwendungen und Systemen intelligenter vernet-
zung im vordergrund. So bringt die roadshow der 
initiative Partner vor ort zusammen, um gemein-
sam die Chancen zu erörtern, die die optimierte 
nutzung neuer informations- und telekommuni-
kationstechnologien für die jeweilige kommune 
oder region bereit hält. Ziel der veranstaltungs-
reihe ist es, praxisnah und konkret die Chancen 
intelligenter vernetzung speziell für die jeweilige 
kommune oder region zu erörtern und interes-
sierte akteure miteinander zu vernetzen. Daran 
beteiligen sich netzwerkpartnerinnen und -part-
ner, Expertinnen und Experten aus Wirtschaft und 
Politik sowie Projekte vor ort in Städten und länd-
lichen kommunen. 

Eine der ersten veranstaltungen im rahmen 
der roadshow organisiert die initiative intelligente 
vernetzung gemeinsam mit der Metropolregion 
rhein-neckar. Denn die region will die vorteile 
der Digitalisierung auch für den bildungsbereich 
nutzen. in Workshops werden die teilnehmerin-
nen und teilnehmer pädagogische aspekte, die 
verbesserung der digitalen infrastruktur im bil-
dungsbereich, die digitale verwaltung und das 
thema „gefahren im netz“ diskutieren. impulse 
kommen von referentinnen und referenten aus 
universitäten, Wirtschaft und verbänden, die die 
initiative in abstimmung mit der Metropolregion 
für die veranstaltung gewonnen hat. Die initiative 
unterstützt die region bei der vorbereitung und 
organisation der veranstaltung.

Die roadshow startet in diesem Jahr in frank-
furt am Main, weitere termine sind für das kom-
mende Jahr unter anderem in nürnberg, leipzig 
und aachen geplant. interessierte kommunen, 

Städte und regionen haben nach wie vor die 
Möglichkeit, mit einer eigenen veranstaltung teil 
der roadshow zu werden. Dafür können sie sich 
bei der initiative melden, um gemeinsam the-
ma, Ziel und organisation der veranstaltung zu 
besprechen. Es kann einerseits darum gehen, die 
Weichen für ein neues Projekt der intelligenten 
nutzung zu stellen – also zum beispiel ein kon-
kretes Problem in einem bestimmten Sektor zu 
identifizieren und mögliche lösungswege zu ent-
wickeln. andererseits kann der fokus aber auch 
darauf liegen, neue impulse für ein bestehendes 
Projekt zu bekommen oder ideen für spezifische 
herausforderungen zu erarbeiten, die im verlauf 
des Projekts auftreten – zum beispiel wenn ko-
operationspartner besser in das Projekt integriert 
werden sollen. 

Regionale Ideen für Intelligente  
Vernetzung sind gefragt
im Zentrum der veranstaltungen stehen Work-
shops, in denen – auf basis von zuvor präsentier-
ten best-Practice-Projekten – eigene aktivitäten 
entwickelt werden. Dabei kann es um fragen ge-
hen wie: Wo liegen in unserer region Potenziale 
für intelligente vernetzung? Welche Projekte kön-
nen wir anstoßen? Wer sollte noch dabei sein? Wie 
schaffen wir es, auch kleine und mittelständische 
unternehmen an bord zu holen? Wie können wir 
fördermittel für unser Projekt akquirieren? aus-
gewählte themen und fragestellungen können in 
der folge auf der open-innovation-Plattform zur 
Diskussion gestellt werden. Denn viele fragen, die 
sich in einer region stellen, wurden schon einmal 
in einer anderen diskutiert. Die breit aufgestellte 
online-Community kann daher helfen auf dem 
Weg zur intelligent vernetzten region. 

Thilo Zelt 
Leiter der Initiative Intelligente  
Vernetzung 
www.netze-neu-nutzen.de
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